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Antrag 

der Abgeordneten Freimut Duve, Dr. R. Werner Schuster, Joachim Tappe, Adelheid 
Tröscher, Brigitte Adler, Ingrid Becker-Inglau, Rudolf Bindig, Gabriele Fograscher, 
Dr. Ingomar Hauchler, Reinhold Robbe, Günter Schluckebier, Dagmar Schmidt 
(Meschede), Dr. Mathias Schubert, Hans Wallow, Anni Brandt-Elsweier, Tilo 
Braune, Hans Büttner (Ingolstadt), Dr. Marliese Dobberthien, Lothar Fischer 
(Homburg), Monika Ganseforth, Christel Hanewinckel, Reinhold Hemker, Walter 
Kolbow, Eckart Kuhlwein, Detlev von Larcher, Erika Lotz, Heide Mattischeck, Ulrike 
Mehl, Georg Pfannenstein, Gerhard Rübenkönig, Gudrun Schaich-Walch, Dieter 
Schanz, Wieland Sorge, Antje-Marie Steen, Margitta Terborg, Günter Verheugen, 
Jochen Welt, Verena Wohlleben, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Europas gemeinsame Verantwortung für Afrika 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Katastrophen in Afrika seit 1960 sind ohne die Mitverant- 
wortung Europas nicht zu verstehen. Der rasche, unvorberei- 
tete Übergang in die moderne Staatlichkeit hat in vielen afri- 
kanischen Ländern zu dramatischen Konflikten schon in den 
sechziger Jahren geführt. 

2. Die Konflikte und Krisen haben oft die vielen nicht-spekta- 
kulären, positiven Entwicklungen in Afrika aus dem öffentli- 
chen Interesse Europas gedrängt. 

3. Zwischen den an den reichhaltigen Rohstoffvorkommen inter- 
essierten Firmen und nationalen politischen und/oder militäri- 
schen Machthabern hat sich in den siebziger Jahren eine für 
die politische und wirtschaftliche Entwicklung katastrophale 
Form der Kooperation entwickelt: Die Abnehmer sorgen für 
Geldtransfers in die Kassen der politischen und/oder militäri- 
schen Machthaber, die im Gegenzug eine relative Stabilität bei 
der Rohstoffgewinnung garantieren. 

Die politische/militärische Führung von Zaire und Nigeria sind 
für diese makabre Liason markante Beispiele. 

4 . Hinzu kam eine eher an nationalstaatlichen Wertungen und In- 
teressen orientierte Politik einzelner europäischer Staaten. 
Eine gemeinsame europäische Position konnte sich nicht her- 
ausbilden. 
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5. Die neunziger Jahre haben die Konflikte zu Katastrophen 
werden lassen: Liberia, Ruanda, Zaire, die Agonie des Militär- 
regimes in Afrikas größtem Staat Nigeria. Europa ist seiner 
Verpflichtung zu einer Haltung gemeinsam getragener Ver- 
antwortung und gemeinsam formulierten Interesses nicht ge- 
recht geworden. Vor allem die unterschiedlichen Deutungen 
der ethnischen Massenmorde in Ruanda und die Form der hu- 
manitären Hilfe auch für bewaffnete Einheiten der flüchtigen 
Hutu-Täter, die eine Rückkehr der Hutu-Familien in die Hei- 
mat mit Gewalt verhinderten, haben dazu geführt, daß in Eu- 
ropa wie in Afrika das Mißtrauen in die politische Fähigkeit der 
EU-Mitgliedstaaten, eine gemeinsame, wertgebundene Politik 
zu erreichen, gewachsen ist. 

6. Die bisherige europäische Lome-Kooperation sollte in diesem 
Zusammenhang zu einer gerechten und nachhaltigen Allianz 
zwischen den reichen Ländern des Nordes und den armen Län- 
dern des Südens weiterentwickelt werden. Die o. g. Feststel- 
lungen beziehen sich daher ebenso auf die Neuformulierung 
der Lome-Kooperation. 


11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• sich im Rahmen der europäischen Mitgliedstaaten zur ge- 
meinsamen Mitarbeit für die Zukunft des afrikanischen Konti- 
nents zu bekennen, 

• sich im Rahmen der wirtschaftlichen Beziehungen zu den afri- 
kanischen Staaten an den Grundgedanken der Hilfe zur Selbst- 
hilfe zu orientieren, 

• der Hilfe bei der zivilen und wirtschaftlichen Entwicklung ab- 
soluten Vorrang vor der Hilfe bei der militärischen Aufrüstung 
einzuräumen, 

• die Entwicklung und Umsetzung von Mindeststandards beim 
Minderheitenschutz und bei der politischen Partizipation zu 
unterstützen, 

• zusammen mit den Mitgliedstaaten der EU Verfahren gegen 
Kriegsverbrecher, die Genozidhandlungen zu verantworten 
haben, zu unterstützen, 

• die privaten Konten von Mitgliedern ausländischer Regierun- 
gen auf europäischen Banken künftig einer Konfiskations- 
pflicht zu unterwerfen, sobald die internationale Gemeinschaft 
zur humanitären Hilfe für die Bürger der j eweiligen Länder auf- 
ruft . Diese konfiszierten Gelder werden einer humanitären Stif- 
tung unter Kontrolle des UNHCR zur Verfügung gestellt, 

• diese Prinzipien bei der Fortschreibung des Lome-Abkommens 
zur Geltung zu bringen. 


Bonn, den 4. März 1998 

Freimut Duve Joachim Tappe 

Dr, R, Werner Schuster Adelheid Tröscher 
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Brigitte Adler 
Ingrid Becker-Inglau 
Rudolf Bindig 
Gabriele Fograscher 
Dr. Ingomar Hauchler 
Reinhold Robbe 
Günter Schluckebier 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Dr. Mathias Schubert 
Hans Wallow 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 

Hans Büttner (Ingolstadt) 

Dr. Marliese Dobberthien 
Lothar Fischer (Homburg) 
Monika Ganseforth 
Christel Hanewinckel 
Reinhold Hemker 
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Walter Kolbow 

Eckart Kuhlwein 

Detlev von Larcher 

Erika Lotz 

Heide Mattischeck 

Ulrike Mehl 

Georg Pfannenstein 

Gerhard Rübenkönig 

Gudrun Schaich-Walch 

Dieter Schanz 

Wieland Sorge 

Antje-Marie Steen 

Margitta Terborg 

Günter Verheugen 

Jochen Welt 

Verena Wohlleben 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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